
Auszug aus der Schulordnung für die öffentlichen Re alschulen plus, Integrier-

ten Gesamtschulen, Gymnasien, Kollegs und Abendgymn asien 

(Übergreifende Schulordnung) vom 12. Juni 2009 

§ 66 

Versetzung im Gymnasium 

(1)  Eine Schülerin oder ein Schüler ist zu versetzen, wenn sie oder er in keinem Fach eine 
Note unter „ausreichend" oder nur in einem Fach die Note „mangelhaft" hat. Darüber 
hinaus ist eine Schülerin oder ein Schüler zu versetzen, wenn die unter „ausreichend" lie-
genden Noten ausgeglichen werden. 

(2)  Für den Ausgleich gilt: 

1. § 65 Abs. 5 gilt entsprechend. Für den Ausgleich gilt: Die Note „ungenügend" kann 
durch die Note „sehr gut" und die Note „mangelhaft" durch die Note mindestens 
„gut" in einem anderen Fach ausgeglichen werden. An die Stelle der Note „sehr gut" 
können zwei Noten „gut", und an die Stelle der Note „gut" zwei Noten „befriedi-
gend" in anderen Fächern treten. Die Note „ungenügend" muss vor der Note „man-
gelhaft" ausgeglichen werden. 

2. Ab der Klassenstufe 6 können unter „ausreichend" liegende Noten in Deutsch, der 
ersten und zweiten Pflichtfremdsprache und Mathematik - im Falle des Peter-
Altmeier-Gymnasiums (Musikgymnasium) auch Musik - nur durch Noten in einem 
anderen dieser Fächer oder in der Klassenstufe 6 auch im Pflichtfach Naturwissen-
schaften ausgeglichen werden. In der Klassenstufe 10 (Eingangsklasse) des Aufbau-
gymnasiums können unter „ausreichend" liegende Noten in Deutsch, der ersten 
Pflichtfremdsprache und Mathematik nur durch Noten in einem anderen dieser Fä-
cher ausgeglichen werden. An Gymnasien mit Latein als erster Pflichtfremdsprache 
tritt mit Einsetzen der dritten Pflichtfremdsprache diese an die Stelle der zweiten. An 
allen Gymnasien können unter „ausreichend" liegende Noten in sonstigen Fächern 
auch durch die Noten der Wahlfächer Fremdsprache, Naturwissenschaften und In-
formatik sowie mit Genehmigung der Schulbehörde durch die Noten weiterer Wahl-
fächer ausgeglichen werden. 

 
3. Ein Ausgleich ist nicht möglich, wenn in vier Fächern oder in drei Fächern, sofern im 

letzteren Fall mehr als ein Fach zu der in Nummer 2 genannten Fächergruppe gehört, 
Noten unter „ausreichend" vorliegen. 

§ 68 

Versetzung aufgrund einer Nachprüfung 

(1) Wird eine Schülerin oder ein Schüler der Klassenstufen 6 bis 9 der Realschule plus oder 
des Gymnasiums oder der Klassenstufe 9 der Integrierten Gesamtschule nicht versetzt, so 
kann eine Nachprüfung in einem unter „ausreichend" liegenden Fach durchgeführt wer-
den, wenn die Verbesserung bereits um eine Notenstufe in diesem Fach zur Versetzung 



führen würde. In besonderen Fällen (§ 71) kann unter den Voraussetzungen des Satzes 1 
eine Nachprüfung in zwei Fächern durchgeführt werden. 

(2) Eine Nachprüfung findet nicht statt, wenn eine Schülerin oder ein Schüler der Klassenstu-
fe 6 nicht versetzt wird und am Ende der Klassenstufen 5 und 6 die Empfehlung erhalten 
hat, den Bildungsgang zu wechseln (§ 54 Abs. 3 Satz 1 SchulG, § 20 Abs. 4 Satz 2). 

(3) Die Schülerin oder der Schüler ist versetzt, wenn aufgrund der Ergebnisse der Nachprü-
fung die Versetzungsanforderungen (§§ 65, 66, 67) erfüllt werden. Das Jahreszeugnis er-
hält den Vermerk: „Die Schülerin/Der Schüler wird aufgrund der Nachprüfung vom ... im 
Fach ... in die Klassenstufe ... versetzt." Noten des Jahreszeugnisses werden durch die 
Nachprüfung nicht verändert. 

§ 69 

Zulassung zur Nachprüfung 

(1)  Die Versetzungskonferenz (§ 64 Abs. 4) lässt die Schülerin oder den Schüler gemäß § 68 
Abs. 1 zur Nachprüfung zu, wenn sie oder er in der nächsthöheren Klassenstufe voraus-
sichtlich erfolgreich mitarbeiten kann. Die Entscheidung wird den Eltern unverzüglich 
schriftlich mitgeteilt. Die Nichtzulassung ist zu begründen. 

(2)  Wird die Schülerin oder der Schüler zur Nachprüfung zugelassen, unterrichten die Eltern 
die Schule innerhalb von drei Kalendertagen nach Zugang der Mitteilung, ob und in wel-
chem Fach sich die Schülerin oder der Schüler der Nachprüfung unterziehen soll. 

(3)  § 44 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(4)  Die Fachlehrkraft, die die Schülerin oder den Schüler im letzten Schuljahr unterrichtet 
hat, berät die betroffene Schülerin oder den betroffenen Schüler und die Eltern. Sie gibt 
Hinweise auf den inhaltlichen Rahmen der Nachprüfung und unterbreitet Vorschläge für 
eine geeignete Vorbereitung. 

(5)  Die Entscheidung der Schule über die Zulassung zur Nachprüfung ist vor Beginn der 
Sommerferien abzuschließen. 

§ 71 

Versetzung in besonderen Fällen 

(1) Schülerinnen und Schüler können abweichend von den Bestimmungen der §§ 65, 66 und 
67 in besonderen Fällen, wie längere Krankheit, Wechsel der Schule während des Schul-
jahres, außergewöhnlichen Entwicklungsstörungen, besonders ungünstigen häuslichen 
Verhältnissen oder einseitiger Begabung versetzt werden, wenn dies bei Würdigung ihrer 
Gesamtpersönlichkeit, ihrer besonderen Lage, ihres Leistungsstandes, einschließlich des 
Leistungsstandes im wahlfreien Unterricht, und ihres Arbeitswillens gerechtfertigt und 
eine erfolgreiche Mitarbeit in der nächsthöheren Klassenstufe zu erwarten ist. 

(2)  Ein besonderer Fall im Sinne des Absatzes 1 kann auch vorliegen, wenn Schülerinnen 
und Schüler in einer anderen als der deutschen Sprache aufgewachsen sind. Bei der Wür-
digung ihres Leistungsstandes sind insbesondere auch die Leistungen im Unterricht in ih-



rer Mutter- oder Herkunftssprache zu berücksichtigen. Soweit die diesen Unterricht ertei-
lende Lehrkraft nicht an der Versetzungskonferenz teilnimmt, ist ihr vor der Verset-
zungsentscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3)  Schülerinnen und Schüler der Klassenstufe 8 der Realschule plus, die aufgrund einer un-
ter „ausreichend" liegenden Note im Wahlpflichtfach nicht zu versetzen wären, können 
versetzt werden, wenn ein Wechsel des Wahlpflichtfaches eine Besserung des Leistungs-
standes erwarten lässt. 

(4)  Die Berufsreife und der qualifizierte Sekundarabschluss I können bei einer Versetzung in 
besonderen Fällen nicht erreicht werden. 

(5)  Bei einer Versetzung in besonderen Fällen von Klassenstufe 9 nach Klassenstufe 10 wird 
die Berufsreife erst mit erfolgreichem Abschluss der Realschule plus oder der Integrierten 
Gesamtschule (§ 75) sowie der Versetzung in Jahrgangsstufe 11 des Gymnasiums er-
reicht. 

(6)  Bei einer Versetzung in besonderen Fällen von Klassenstufe 10 nach Jahrgangsstufe 11 
des Gymnasiums wird der qualifizierte Sekundarabschluss I erst mit der Zulassung zur 
Jahrgangsstufe 12 des Gymnasiums erreicht. 

§ 72 

Nichtversetzung 

(1)  Nicht versetzte Schülerinnen und Schüler wiederholen die zuletzt besuchte Klassenstufe. 

(2) Schülerinnen und Schüler, die zweimal in derselben Klassenstufe oder in zwei aufeinan-
derfolgenden Klassenstufen des Gymnasiums nicht versetzt wurden, müssen die Schule 
verlassen und können an keiner Schule der besuchten Schulart mehr aufgenommen wer-
den. 

(3)  Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann auf Antrag der Eltern im Einvernehmen mit 
der Klassenkonferenz gestatten, dass Schülerinnen und Schüler abweichend von Absatz 2 
die von ihnen zuletzt besuchte Klassenstufe wiederholen oder ein zweites Mal wiederho-
len; § 71 Abs. 1 gilt entsprechend. 

 

Sollten Sie hinsichtlich §71 der Annahme sein, dass im Falle Ihrer Tochter /Ihres 
Sohnes Gründe für die Anwendung der o.a. Bestimmungen vorliegen, bitten wir Sie, 
diese der Schule termingemäß, d.h. einen Monat vor dem letzten Unterrichtstag des 
laufenden Schuljahres schriftlich mitzuteilen. 

 

 

 

  



Für die Orientierungsstufe gelten zusätzlich folgen de Bestimmungen: 

Wir weisen besonders auf § 20 (4) hin. 

§ 18 

Pädagogische Einheit der Orientierungsstufe 

Die Klassenstufen 5 und 6 der Realschule plus, des Gymnasiums und der Integrierten Ge-
samtschule bilden die Orientierungsstufe. Die Orientierungsstufe ist eine pädagogische Ein-
heit. Sie hat das Ziel, in einem Zeitraum der Erprobung, der Förderung und der Beobachtung 
in Zusammenarbeit mit den Eltern die Entscheidung über die geeignete Schullaufbahn zu si-
chern und die Schülerinnen und Schüler in die Lernschwerpunkte und Lernanforderungen der 
Sekundarstufe I einzuführen. Der Unterricht wird im Klassenverband erteilt. Dabei wird durch 
innere Differenzierung und Neigungsdifferenzierung (Wahlpflichtfächer) auf die unterschied-
lichen Lernvoraussetzungen und Interessen der Schülerinnen und Schüler eingegangen. Er-
gänzungsunterricht zur individuellen Förderung kann befristet eingerichtet werden. Zwischen 
den Klassenstufen findet keine Versetzung statt. 

§ 19 

Schullaufbahnwechsel in der Orientierungsstufe 

(1) Ist aufgrund des Lernverhaltens und der Leistung im Einzelfall die Förderung einer Schü-
lerin oder eines Schülers in seiner bisherigen Klasse nicht gewährleistet, ist auf Empfehlung 
der Klassenkonferenz nach Besuch der Klassenstufe 5 ausnahmsweise ein Übergang in die 
Klassenstufe 6 einer anderen Schulart möglich. Den Eltern ist zuvor Gelegenheit zu einem 
Gespräch zu geben; sie sind über die Möglichkeiten eines Schullaufbahnwechsels zu beraten. 
Die Empfehlung der Klassenkonferenz wird den Eltern schriftlich mitgeteilt. Stimmen die 
Eltern dem empfohlenen Schullaufbahnwechsel nicht zu, bleibt die Schülerin oder der Schüler 
in der bisherigen Schule. 

(2) Den Eltern sind in der Empfehlung die Gründe für den empfohlenen Schullaufbahnwech-
sel darzulegen. Im Falle einer Empfehlung, statt des Gymnasiums die Realschule plus zu be-
suchen, sind sie darauf hinzuweisen, dass diese Empfehlung zusammen mit den in § 54 Abs. 3 
SchulG genannten weiteren Voraussetzungen (entsprechende Empfehlung am Ende der Klas-
senstufe 6, Nichtversetzung) die Grundlage für eine verpflichtende Entscheidung zum Wech-
sel der Schullaufbahn am Ende der Klassenstufe 6 (§ 20 Abs. 4) bildet. 

§ 20 

Schullaufbahnentscheidung am Ende der schulartabhän gigen Orientierungs-
stufe 

von Realschule plus und Gymnasium 

(1) Am Ende der Orientierungsstufe erhalten die Schülerinnen und Schüler, denen ein Wech-
sel der Schullaufbahn zu raten ist, eine Empfehlung der Klassenkonferenz. Den Eltern ist zu-
vor Gelegenheit zu einem Gespräch zu geben. 

(2) Grundlage der Schullaufbahnempfehlung sind das Lernverhalten und die Leistungen unter 
besonderer Berücksichtigung der Entwicklung der Schülerin oder des Schülers in der Orien-



tierungsstufe. Eine Empfehlung der Realschule plus für das Gymnasium kann nur ausgespro-
chen werden, wenn der Durchschnitt der Leistungen in den Fächern Deutsch, Mathematik und 
erster Fremdsprache sowie der Durchschnitt der Leistungen in den übrigen Fächern mindes-
tens 2,5 beträgt. Bei der Ermittlung des Durchschnitts bleibt eine zweite Dezimalstelle unbe-
rücksichtigt. Die Klassenkonferenz des Gymnasiums kann den Besuch der Realschule plus 
empfehlen. Wird dieser Empfehlung gefolgt, entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter 
der Realschule plus auf der Grundlage der Leistungen im Gymnasium und nach einem Auf-
nahmegespräch über die Einstufung. Widersprechen die Eltern dieser Einstufung, ist ihr 
Wunsch zu berücksichtigen. Die Klassenkonferenz entscheidet nach einer Beobachtung von 
mindestens sechs Wochen nach Unterrichtsbeginn, spätestens nach einem halben Schuljahr 
endgültig. 

(3) Für Schülerinnen und Schüler der Realschule plus findet eine Versetzung nach § 65 Abs. 2 
und 3, für die Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums eine Versetzung nach § 66 statt. 

(4) Bei einer Versetzung kann, auch bei abweichender Empfehlung, das Gymnasium weiter 
besucht werden. Bei Nichtversetzung kann die Klassenstufe 6 weiter besucht werden, es sei 
denn, es wurde sowohl nach der Klassenstufe 5 (§ 19 Abs. 1 und 2) als auch nach der Klas-
senstufe 6 die Empfehlung ausgesprochen, statt des Gymnasiums die Realschule plus zu be-
suchen; in diesem Fall wird die Realschule plus oder im Rahmen der Kapazität eine Integrier-
te Gesamtschule besucht (§ 54 Abs. 3 Satz 1 SchulG). Die Schülerin oder der Schüler tritt in 
die Klassenstufe 7 der Realschule plus oder der Integrierten Gesamtschule ein. Die Schulleite-
rin oder der Schulleiter der Realschule plus oder der Integrierten Gesamtschule entscheidet 
auf der Grundlage des Leistungsbildes über die Einstufung (§ 25 Abs. 1 Satz 1 und 2 und § 27 
Abs. 1). 

(5) Die Versetzungsentscheidung wird zusammen mit einer etwaigen Schullaufbahnempfeh-
lung mindestens 14 Unterrichtstage vor Beginn der Sommerferien den Eltern schriftlich mit-
geteilt. Folgen die Eltern der Empfehlung, so melden sie ihr Kind spätestens acht Unterrichts-
tage vor Beginn der Sommerferien an der von ihnen gewählten Schule an und setzen die bis-
her besuchte Schule von der Anmeldung in Kenntnis; sie legen bei der Anmeldung die Schul-
laufbahnempfehlung und das Zeugnis vor. Die bisher besuchte Schule und die von den Eltern 
gewählte Schule bieten eine Beratung zur Schullaufbahnwahl an. 

 


